
Suchergebnisse: Kongress

10. Dezember 1705 – Der Kongress von Anzing vereinbart einen zehntägigen Waffenstillstand

Anzing * Zwischen gemäßigten Burghauser Delegierten und Vertretern der Landschaft kommt es

- mit Einverständnis der Kaiserlichen Administration zum Kongress von Anzing, der die

Beschwerden der Aufständischen formuliert und einen zehntägigen Waffenstillstand vereinbart.    

Die Braunauer Aufständischen um Georg Sebastian Plinganser bleiben jedoch auf

Konfrontationskurs.

16. Dezember 1705 – Der vereinbarte Waffenstillstand wird gebrochen

Niederbaiern * Der auf dem Kongress von Anzing vereinbarte Waffenstillstand wird von den

niederbaierischen Bauern gebrochen und die Kampfhandlungen wieder aufgenommen.

21. Dezember 1705 – Der politische Höhepunkt des Baierischen Volksaufstands ist erreicht

Braunau - München * Der Höhepunkt der politischen Phase des Baierischen Volksaufstands ist

erreicht. In Braunau konstituiert sich ein Parlament, der Landesdefensionskongress. Ein

Direktorium, die provisorische Regierung, wird gebildet.     Die Kurbaierische Landes-Defension

Oberland und Unterland unternimmt den Marsch nach München, um mit der

Landeshauptstadt beginnend ganz Baiern zu befreien.

9. Dezember 1797 – Der Friedenskongress in Rastatt beginnt

Rastatt * Der Friedenskongress in Rastatt beginnt.

3. November 1810 – Eine Verordnung über die neuen Posttarife

München * Eine Verordnung über die neuen Posttarife bringt keine wesentlichen Fortschritte

gegenüber dem alten System. Die Berechnung der Brieftaxe erfolgt nach dem Gewicht des

Briefes und der Entfernung des Bestimmungsortes. Der billigste Brief kostet drei Kreuzer. Er darf

nicht mehr wiegen als ein halbes baierisches Lot [8,75 Gramm] und der Bestimmungsort darf
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nicht weiter als sechs Meilen entfernt sein.    Für den Briefe schreibenden „Untertanen“ bedeutet

die Übernahme der Posthoheit durch die souverän gewordenen Einzelstaaten einen Rückschritt

gegenüber dem unter dem Schutz des Reiches entwickelten europäischen System der Thurn und

Taxis, da es auf der Grundfläche des aufgelösten Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation nun nicht weniger als 43 verschiedene Postanstalten gibt.    Da auch auf dem Wiener

Kongress nichts für die Wiederherstellung der Posteinheit und die Verbesserung der

Postbedingungen unternommen worden war, muss jedes Land seine Postangelegenheiten in

eigener Zuständigkeit ordnen. Den Vorschlag Bayerns, zumindest das Portosystem für das

Gebiet des Deutschen Bundes zu vereinheitlichen und das Porto - nach baierischem Muster - zu

verbilligen, lehnen die anderen Länder aber kategorisch ab.    Im Königreich Baiern, in dem

zahlreiche fränkische und schwäbische ehemalige reichsunmittelbare Gebiete aufgegangen sind,

kommt der Post eine wichtige Rolle bei der Aufgabe zu, die neubayerische Bevölkerung zu

integrieren. Ein funktionierendes Post- und Verkehrswesen ist dabei ein wichtiges Mittel der

bayerischen Regierungspolitik. Es sollen damit die Vorteile des neuen und größeren

Wirtschaftsraumes demonstriert werden und den vom neuen Staatsverband eher weniger

begeisterten Neubürgern das Königreich attraktiver machen.

18. September 1814 – Der Wiener Kongress regelt die Neuordnung Europas

Wien * Der Wiener Kongress beginnt. Er tagt bis zum 9. Juni 1815. Im Mittelpunkt der vom

österreichischen Staatskanzler Fürst Clemens Menzel von Metternich geleiteten und unter

starkem Einfluss des Zaren Alexander I. und England stehenden Verhandlungen steht die

Neuordnung Europas nach den Befreiungskriegen und dem Zusammenbruch des

napoleonischen Herrschaftssystems.    Ein wesentlicher Punkt auf der Tagesordnung der

europäischen Politik ist die Schaffung einer neuen Friedensordnung, die der Wiener Kongress

vornehmlich dadurch umzusetzen versucht, indem er die Macht zwischen den Großmächten ins

Gleichgewicht bringen will. Für die Königreiche, darunter Baiern, sowie die Großherzogtümer,

Herzogtümer und Grafschaften des Rheinbundes ist vordringlich, dass nach ihrem Wechsel zur

antinapoleonischen Allianz die Eigenstaatlichkeit und Souveränität ihrer bestehenden Staaten

vertraglich festgeschrieben wird. 

3. Januar 1815 – Österreich, England und Frankreich schließen ein Bündnis gegen Preußen

Wien * Österreich, England und Frankreich schließen während des Wiener Kongresses ein

Bündnis gegen Preußen. 
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Juni 1815 – Die Zeit des Biedermeier

Deutscher Bund * Die Zeitspanne vom Ende des Wiener Kongresses [1815] bis zum Beginn der

bürgerlichen Revolution [1848] in den Ländern des Deutschen Bundes wird als Biedermeier

bezeichnet.    In dieser Zeit wird ein großer Teil der Bevölkerung daran gehindert, einen eigenen

Hausstand zu gründen und zu heiraten. Als besonders streng gelten die Vorschriften im

rechtsrheinischen Königreich Baiern. Noch bis zum Ende des 19. Jahrhunderts ist die

Eheschließung in Bayern an eine obrigkeitliche Genehmigung gebunden. 

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch

Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische

Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der

politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

9. Juni 1815 – Der Wiener Kongress endet mit der Wiener Schlussakte

Wien * Der Wiener Kongress endet mit der Wiener Schlussakte. 

31. Dezember 1828 – Seidenbau als Nebenverdienst

Königreich Bayern * Die Seiden-Deputation zählt bereits 82.844 Maulbeerbäume und 1,5

Millionen Sämlinge. In diesem Jahr bemühen sich „6 Lokalschulkommissionen, 4
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Kultus-Kongresse, 4 Bezirks-Comites, 30 Landgerichte und 5.000 einzelne Individuen, die

Seidenzucht einzuführen“.    Wie in anderen Ländern soll der Seidenbau ein einträglicher

Nebenverdienst für das Gesinde, für Kinder sowie für „arme und alte Leute“ werden. Die Damen

sollen sich die Seide für ihre Kleider und Möbel selbst herstellen können. 

1. März 1848 – Das Ziel heißt: Überwindung der Restaurationspolitik

Deutschland * Innerhalb weniger Wochen greifen die revolutionären Vorgänge auch auf die

übrigen Staaten des Deutschen Bundes über. Ein wesentliches Ziel der Märzrevolution ist die

Überwindung der Restaurationspolitik, die die Zeit seit dem Wiener Kongress geprägt hat. Einer

der bedeutendsten Verfechter der politischen Restauration ist  der österreichische

Staatskanzler Klemens Wenzel Fürst von Metternich.      Die Politik der Restauration wurde auf

dem Wiener Kongress am 9. Juni 1815 von den meisten europäischen Staaten beschlossen. Sie

sollte innenpolitisch und zwischenstaatlich die politischen Machtverhältnisse des Ancien

Régime in Europa wiederherstellen, wie sie vor der Französischen Revolution von 1789

geherrscht hatten. Dies bedeutet die Vorherrschaft des Adels und die Wiederherstellung seiner

Privilegien.      Weiterhin sollte die napoléonische Neuordnung Europas, die mit dem Code

civil auch bürgerliche Rechte etabliert hatte, rückgängig gemacht werden. Innenpolitisch wurden

im Zuge der Restauration Forderungen nach liberalen Reformen oder nach nationaler

Einigung unterdrückt, Zensurmaßnahmen verschärft und die Pressefreiheit stark eingeschränkt.

Vor allem die studentischen Burschenschaften sind zu dieser Zeit die Träger der Forderung nach

nationaler Einigung und demokratischen Bürgerrechten.      In manchen Ländern des Deutschen

Bundes lenken die Fürsten rasch ein. Dort kommt es bald zur Errichtung von liberalen

„Märzministerien“, die den Forderungen der Revolutionäre nachkommen, durch Einrichtung von

Schwurgerichten, der Abschaffung der Pressezensur, und der Bauernbefreiung. Oft bleibt es

jedoch bei bloßen Versprechungen.  

September 1871 – Auf Anregung Döllingers tagt in München der erste Altkatholikenkongress

München * Auf Anregung Ignaz von Döllingers tagt in München der erste Altkatholikenkongress.

Der Gelehrte hat das Stichwort von der „alten katholischen Kirche“ geprägt und meint damit „alt“

im Sinne von „ursprünglich“. Döllinger warnt zwar eindringlich vor der sich anbahnenden

Kirchenspaltung, doch ist die Gründung der Altkatholischen Kirche unumgänglich.

13. Juni 1878 – Der Berliner Kongress soll die Balkankrise beenden
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Berlin * In Berlin beginnt unter der Führung des Reichskanzlers Otto von Bismarck ein Kongress,

der die Balkankrise beenden und eine neue Friedensordnung für Südosteuropa aushandeln soll.

Der Berliner Kongress endet am 13. Juli mit dem Berliner Vertrag. 

13. Juli 1878 – Der Berliner Kongress endet mit dem Berliner Vertrag

Berlin * Der Berliner Kongress endet mit dem Berliner Vertrag, in dem die bisherigen türkischen

Provinzen Bosnien und Herzegowina dem Habsburgerreich zur Okkupation überlassen werden. 

1897 – Die bayerischen Juden lehnen die Zionistische Bewegung ab

München * Die Israelitische Kultusgemeinde München wehrt sich massiv gegen die Zionistische

Bewegung von Theodor Herzl, der in der bayerischen Haupt- und Residenzstadt den ersten

Zionisten-Kongress abhalten will. Herzl hat sich für München als Veranstaltungsort entschieden,

weil „diese Stadt als gastfreundlich gilt und ein geeigneter Verkehrsmittelpunkt“ ist.    Der

zionistische Gedanke, der auf die Verwirklichung einer jüdischen Nation mit einem eigenen Staat

Palästina hinzielt, wird von den bayerischen Juden abgelehnt. Sie fühlen sich als deutsche

Staatsbürger und sehen durch das zionistische Gedankengut ihre Bemühungen um Integration

gefährdet. Sie wollen alles unterlassen, was den antisemitischen Parolen von der „fremden

jüdischen Rasse“ und „dass die Juden Liebe und Anhänglichkeit zu ihrem Vaterlande nicht

besitzen“ neue Argumente liefern könnte.    Der Widerstand der Münchner Juden bewirkt, dass

der erste Zionisten-Kongress in Basel stattfinden muss.

1897 – Widerstand gegen den ersten Zionistenkongress in München

München * Die Israelitische Kultusgemeinde München lehnt die von Theodor Herzl initiierte

zionistische Bewegung entschieden ab. Herzl plant, den ersten Zionistenkongress in München

abzuhalten, da die Stadt als gastfreundlich gilt und über günstige Verkehrsverbindungen verfügt.  

Der Zionismus, der die Gründung einer jüdischen Heimstätte in Palästina anstrebt, stößt bei

vielen bayerischen Juden auf Ablehnung. Sie verstehen sich als deutsche Staatsbürger und

befürchten, dass zionistische Bestrebungen ihre gesellschaftliche Integration gefährden könnten.

Zudem wollen sie vermeiden, antisemitischen Vorurteilen Vorschub zu leisten, die Juden

mangelnde Verbundenheit mit ihrem Vaterland unterstellen.   Der Widerstand der Münchner

Juden führt schließlich dazu, dass der erste Zionistenkongress 1897 nicht in München, sondern in

Basel stattfindet. Das Ereignis verdeutlicht das starke Selbstverständnis weiter Teile des
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bayerischen Judentums als integraler Bestandteil der deutschen Gesellschaft.

28. April 1915 – In Den Haag beginnt der Internationale Frauenfriedenskongress

Den Haag * Angeregt von Anita Augspurg, Lida Gustava Heymann und Aletta Jacobs beginnt in

Den Haag der Internationale Frauenfriedenskongress. 

2. April 1917 – Kreuzzug der freien und selbstbestimmten Völker

USA * Der amerikanische Präsident Woodrow Wilson ruft vor dem US-Kongress zum Kreuzzug

der „wirklich freien und selbstbestimmten Völker der Welt“ auf.

2. Juni 1917 – In Stockholm tagt der Internationale Sozialistenkongress

Stockholm - Paris * In Stockholm tagt vom 2. bis 19. Juni 1917 der Internationale

Sozialistenkongress. Er sucht nach Möglichkeiten für einen Friedensschluss der verfeindeten und

kriegsführenden Länder. Der französische Ministerpräsident Alexandre Ribot verweigert den

Sozialisten seines Landes die Ausreise nach Stockholm. 

3. Juni 1917 – Die deutsche sozialistische Delegation trifft in Stockholm ein

Stockholm * Die deutsche Delegation trifft unter Führung von Philipp Scheidemann in Stockholm

ein. 

15. Juni 1917 – Der US-Kongress beschließt ein Anti-Spionage-Gesetz

USA * Der amerikanische Kongress beschließt ein Anti-Spionage-Gesetz, das schwerste Strafen

für Kriegsbehinderung vorsieht und gegen die kriegsfeindlichen Sozialisten gerichtet ist. 

16. Juni 1917 – Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte

Petersburg * Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte findet in

Münchner Zeitensprünge Seite 6/22



Petrograd statt. Wladimir I. Lenin unterstreicht den Führungsanspruch seiner Partei. 

8. November 1917 – Bolschewistische Truppen stürmen den Winterpalast

Petersburg * Bolschewistische Truppen stürmen den Winterpalast und verhaften die

Regierungsmitglieder. Ministerpräsident Alexander F. Kerenski flieht zu den Truppen an der

Nordfront. Der allrussische Rätekongress billigt die bolschewistische Machtübernahme. 

7. Dezember 1917 – Die USA erklären Österreich-Ungarn den Krieg

Washington - Wien * Der amerikanische Kongress beschließt einstimmig die Kriegserklärung der

Vereinigten Staaten von Amerika an Österreich-Ungarn.

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 
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16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 

17. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision alarmiert den Räte-Kongress

Berlin * Protestierende Soldaten unter dem Führer der Volksmarinedivision, Heinrich Dorrenbach,

erscheinen im Plenum des Ersten Allgemeinen Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte

Deutschlands und alarmieren die anwesenden Delegierten. Sie fühlen sich durch die

zurückgekehrten Fronttruppen, dem Kriegsministerium und der Stadtkommandantur bedroht.    

Wo die Frontsoldaten auf die Räte treffen, kommt es zu Zusammenstößen. Versuche, die

Soldatenräte zu behindern oder gleich ganz aufzulösen sowie die Embleme der Revolution zu

beseitigen, sind keine Einzelfälle. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär

vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.
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Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der
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MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 

19. Dezember 1918 – Hindenburgs offener Ungehorsam

Kassel * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und die Oberste Heeresleitung - OHL

weigern sich, die vom Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beschlossenen

Hamburger Punkte anzuerkennen und weisen die Generalkommandos an, ebenso zu verfahren.  

 Das ist offener Ungehorsam. Man will sich keinesfalls der demokratischen Willensbildung

beugen. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst
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des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

20. Dezember 1918 – Ein tief enttäuschter Arbeiterrat Ernst Toller

Berlin - München * Ernst Toller hat für Südbayern als Delegierter am Berliner Reichsrätekongress

teilgenommen. Tief enttäuscht fährt er nach München zurück:    „Der deutsche Rätekongress

verzichtet freiwillig auf die Macht, das unverhoffte Geschenk der Revolution, die Räte danken ab,

sie überlassen das Schicksal der Republik dem Zufallsergebnis fragwürdiger Wahlen des

unaufgeklärten Volks. […] Die Republik hat sich selbst das Todesurteil gesprochen.“ 

19. Januar 1919 – Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten erlassen

Berlin * Die Reichsregierung erlässt Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten, die

der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 18. Dezember 1918 beschlossen

hatte. Die Bestimmungen gehen an den Beschlüssen des Rätekongresses vollkommen vorbei

und stärken dafür die Interessen der alten Offizierskorps. 

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern

dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt
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verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der

Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 

11. Februar 1919 – Ernst Toller reist zu Freunden in Engadin

Bern - Engadin * Nach dem Ende des Sozialistenkongresses in Bern reist Ernst Toller zu

Freunden ins Engadin.&nbsp;

13. Februar 1919 – In München wird ein Rätekongress abgehalten

München-Ludwigsvorstadt * Vom 13. bis zum 20. Februar findet im Münchner Deutschen

Theater ein Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte statt.    Ministerpräsident Kurt

Eisner berichtet über den in Bern stattgefundenen Internationalen Sozialistenkongress. Er

beschimpft dabei die Pressevertreter als Pressegesindel, da sie Berichte gefälscht hätten.

Daraufhin verlassen die Anwesenden Pressevertreter den Kongress und stellen die

Berichterstattung ein. Sämtliche Münchner Blätter protestieren in einer Erklärung gegen diese

Behandlung der Presse.    Unabhängig davon wird der Kongress - allerdings ohne Erfolg -

versuchen, die Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern sicherzustellen. 

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

13. Februar 1919 – Eisner erhält von der Frankfurter Zeitung Unterstützung

Frankfurt am Main * Zu den wenigen bürgerlichen Zeitungen, die Eisners Wirksamkeit in Bern

gerecht wird, gehört die Frankfurter Zeitung. Sie schreibt: „Wer aber in so überaus gehässiger

Weise die Arbeit Eisners in Bern entstellt, verdächtig und herabwürdigt, wie das neuerdings
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geschehen ist, der hat nicht verstanden, worauf es eigentlich beim Sozialistenkongress ankam.

[…]   Herr Eisner hat sich […] in Bern um die deutsche Sache verdient gemacht; insbesondere ist

die Annahme der sehr erfreulichen Resolution über die Gefangenen auf sein Wirken

zurückzuführen.“ 

15. Februar 1919 – Die Ministerkrise wird für beendet erklärt

München-Ludwigsvorstadt * Die Ministerkrise, die Albert Roßhaupter durch seinen Aufruf an die

wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ ausgelöst hat, ist beendet.

Ministerpräsident&nbsp;Kurt Eisner gibt gegenüber dem Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;eine entsprechende Erklärung ab.&nbsp;

16. Februar 1919 – Kundgebung auf der Theresienwiese fordert Existenz der Räte

München-Theresienwiese * Die von Teilnehmern des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte organisierte und veranstaltete Kundgebung auf der Theresienwiese fordert die

Sicherstellung der Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern.    Ein

Demonstrationszug - unter Beteiligung von Ministerpräsident Kurt Eisner und Felix Fechenbach -

zieht ohne Zwischenfälle von der Theresienwiese über die Innenstadt zur Ludwigstraße und

wieder zurück. 

19. Februar 1919 – Gegen 16 Uhr beginnt der sogenannte Lotter-Putsch

München * Gegen 16 Uhr beginnt in München der sogenannte Lotter-Putsch, an dem sich rund

600 bewaffnete, überwiegend bayerische Soldaten beteiligen, die am 15. Februar aus

Wilhelmshaven kommend hier eingetroffen sind. Die Putschisten&nbsp;unter Führung des

Obermatrosen&nbsp;Conrad Lotter schlagen gleichzeitig an drei Stellen zu:       Sie besetzen das

Telegraphenamt&nbsp;am Hauptbahnhof,   verhaften zur gleichen Zeit den

Stadtkommandanten&nbsp;Oskar Dürr und den Polizeipräsidenten&nbsp;Josef Staimer in ihren

Dienststellen und   wollen in das vom Rätekongress&nbsp;besetzte Landtagsgebäude in der

Prannerstraße eindringen.   Außerdem wollen sie Kurt Eisner festnehmen und in die

Tschechoslowakei abschieben.      Während die putschenden Matrosen die beiden ersten

Aktionen erfolgreich durchführen können, werden sie im Landtag von der

Landtagswache&nbsp;mit Maschinengewehrfeuer vertrieben.&nbsp;Die Festnahme von Kurt

Eisner verhindert der Landessoldatenrat&nbsp;Richard Scheid. Die Münchner Bevölkerung hält
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die Putschisten&nbsp;fälschlich für preußische Spartakisten. Es kommt am Bahnhofsplatz zu

einer kurzen Schießerei, bei dem der Straßenbahnfahrer Franz Stangl durch einen Kopfschuss

ums Leben kommt.    Gegen 17:30 Uhr ziehen sich die putschenden Matrosen

zurück.&nbsp;Conrad Lotter wird verhaftet.&nbsp;

20. Februar 1919 – Die Räte als Träger einer Zweiten Revolution

München * Kurt Eisner spricht in seiner Schlussansprache des Rätekongresses hoffnungsvoll von

den Räten als Träger einer Zweiten Revolution: „Sie wird kein Plündern, kein Straßenkampf sein,

sie ist die Sammlung der Massen in Stadt und Land, die ausführt, was die erste Revolution

begonnen hat. […]   Das bayerische Volk hat sich den Landtag zusammengewählt, wie er nun

einmal da ist. Es haben ja auch Kretinenanstalten dazu mitgewirkt! Die Mehrheit, die Bürgerlichen

sollen nun bürgerliche Politik treiben. Wir werden sehen, ob sie regierungsfähig sind. Inzwischen

sollen die Räte ihr Werk tun, die neue Demokratie aufzubauen.“ 

23. Februar 1919 – Die sofortige Einberufung des Rätekongresses

München * Die Neue Zeitung teilt mit, dass der Zentralrat die sofortige Einberufung des

Rätekongresses beschlossen hat. 

23. Februar 1919 – Der Bergarbeiterkongress beschließt Generalstreik

Halle * Der Bergarbeiterkongress beschließt in Halle den Generalstreik. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der
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Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils

chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

25. Februar 1919 – Die Presse als eigentliche Mörderin Kurt Eisners bezeichnet

München * Die Presse wird von Carl Kröpelin in seinem Redebeitrag am Rätekongress als „die

eigentliche Mörderin an Kurt Eisner“ bezeichnet. 

27. Februar 1919 – 76 Nicht-delegierte beteiligen sich an Abstimmungen

München * Am Rätekongress wird festgestellt, dass 76 Personen an den Beratungen teilnehmen,

die nicht delegiert sind. Sie werden vom Kongress ausgeschlossen. Man beschließt, am nächsten

Rätekongress die Zahl der Delegierten auf 250 zu begrenzen. 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der
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Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.

Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der

Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den
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Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – 304 Delegierte stimmen namentlich ab

München * Bei der namentlichen Abstimmung am Rätekongress nehmen 304 Delegierte teil. Da

sind die 76 Nichtberechtigten vom Vortag bereits ausgeschossen. 

28. Februar 1919 – Der Antrag auf Ausrufung einer Räterepublik wird abgelehnt

München * Nun kann abgestimmt werden. Erich Mühsams Antrag auf Ausrufung einer

Räterepublik wird mit 234 zu 70 Stimmen abgelehnt. Dafür einigen sich die Rätevertreter auf den

vorgelegten Kompromissantrag. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der
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Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

5. März 1919 – Ein Vertreter der Erwerbslosen soll in den Aktionsausschuss

München * Während der Rätekongress am 28. Februar die Höchstzahl des Aktionsausschusses

auf 33 Personen festgelegt hat, beschließt der Kongress nun die Aufnahme eines Vertreters der

Erwerbslosen. 

6. März 1919 – Die sofortige Freilassung der Geiseln gefordert

München * Der SPD-Landtagsabgeordnete und Rechtsanwalt Dr. Max Süßheim stellt auf dem

Rätekongress den Antrag auf sofortige Freilassung der Geiseln, die aufgrund des Beschlusses

des Zentralrats vom 22. Februar im Hotel Bayerischer Hof in Geiselhaft genommen worden

waren. Zu diesem Zeitpunkt sind noch zwölf Geiseln in Stadelheim untergebracht. Fünfzehn sind

bereits entlassen worden.    Der Rätekongress beschließt die sofortige Entlassung der Geiseln,

„soweit nicht nachweisbare Verdachtsgründe vorliegen“. 

7. März 1919 – Der Rätekongress lehnt die Einrichtung von Frauenräten ab

München * Anita Augspurg beantragt im Rätekongress die Einrichtung von Frauenräten. Die

Delegierten lehnen den Antrag ab. 

8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei

Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz
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Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 

13. März 1919 – Das Verfahren der Wahl zum Reichsrätekongress

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat teilt allen bayerischen Räten mit, wie die insgesamt

28 Delegierten zum nächsten Berliner Reichsrätekongress zusammengesetzt und nach welchem

Verfahren sie gewählt werden.&nbsp;

16. März 1919 – Der Rätekongress räumt das Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Der Rätekongress&nbsp;räumt auf Verlangen des Innenministers das

Landtagsgebäude in der Prannerstraße, um Platz zu machen für den am nächsten Tag

zusammentretenden Bayerischen Landtag. Auch die rote Fahne am Dach wird entfernt.&nbsp;

19. März 1919 – Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung zusammen

München-Kreuzviertel *&nbsp;Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung

zusammen. Bei der ersten Sitzung des Ministerrats nehmen nach der am 8. März vom

Rätekongress beschlossenen Vereinbarung je ein Mitglied der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte mit beratender Stimme teil.&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier
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München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

30. April 1919 – Versammlung der Betriebs- und Soldatenräte im Hofbräuhaus

München-Graggenau&nbsp;* Um 23 Uhr wird eine Versammlung der&nbsp;Betriebs- und

Soldatenräte&nbsp;ins&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;eingeladen.&nbsp;Die Versammlung distanziert

sich von den&nbsp;Geiselmorden.    Aus ihrem Kreis wählen die Versammelten gegen

Mitternacht jeweils drei&nbsp;Betriebs- und Soldatenräte, die in Dachau wegen der

Übergabemodalitäten für München verhandeln sollen.    Ernst Toller beantragt die sofortige

Einberufung eines&nbsp;Bayerischen Rätekongresses.&nbsp;Der Antrag wird angenommen.

Danach vertagt sich die Versammlung.&nbsp;

1935 – Eine riesige Kongresshalle statt der Ruhmeshalle und der Bavaria

München-Theresienwiese * Georg W. Buchner plant die Beseitigung der Ruhmeshalle und der

Bavaria. Statt dessen hätte sich an der Theresienhöhe eine riesige Kongresshalle erhoben.

27. März 1947 – Der Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB

München-Ramersdorf * Unter dem Motto „In der vereinten Kraft muss unsere Stärke liegen“ findet

vom 27. bis 29. März 1947 in einer Großküche in der Rosenheimer Straße in München der

Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB statt. Der BGB bildet den

Dachverband für insgesamt 13 Gewerkschaften.    Als Lehre aus den Erfahrungen in der

Weimarer Republik ist das Prinzip der Einheitsgewerkschaft zentral: Überkonfessionell,

parteipolitisch ungebunden, „ein Betrieb, eine Gewerkschaft“. 

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins

Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen
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Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische

Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 

31. Juli 1960 – Der 37. Eucharistische Weltkongress tagt in München

München-Graggenau * Der 37. Eucharistische Weltkongress findet vom 31. Juli bis 7. August

1960 in München statt. Er wird mit einem feierlichen Pontifikalamt auf dem Odeonsplatz eröffnet,

an dem rund 80.000 Gläubige teilnehmen.  Unter dem Leitwort „Pro Mundi Vita“ („Für das Leben

der Welt“) versammelt der Kongress etwa eine Million Teilnehmer und ist damit das erste

internationale Großereignis in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg. Er gilt zugleich als

wichtiger Impuls für die liturgische Erneuerung unmittelbar vor dem Zweiten Vatikanischen

Konzil. 

5. August 1960 – Todesangst-Christi-Kapelle wird eingeweiht

Dachau * Im Rahmen des 37. Eucharistischen Weltkongresses wird auf dem Gelände des

ehemaligen Konzentrationslagers die Todesangst-Christi-Kapelle eingeweiht. Sie ist der erste

kirchliche Gedenkort auf dem ehemaligen Lagergelände und entsteht noch vor der offiziellen

Eröffnung der KZ-Gedenkstätte Dachau.  Initiator ist Weihbischof Johannes Neuhäusler, der von

1941 bis 1945 selbst als Sonderhäftling im KZ Dachau inhaftiert war und sich nach dem Krieg

maßgeblich für einen Ort des Gebets und des Gedenkens einsetzt. An der Einweihung nehmen

rund 40.000 bis 50.000 Gläubige teil.

7. August 1960 – Hunderttausende bei der Abschlussmesse des 37. Eucharistische Weltkongresses

München-Ludwigsvorstadt * Auf der Theresienwiese findet die Abschlussmesse des 37.

Eucharistischen Weltkongresses statt. Mehrere Hunderttausend Gläubige aus aller Welt nehmen

an dem Gottesdienst teil. Die Abschlussfeier bildet den Höhepunkt des einwöchigen

Weltkongresses in München.

7. November 1968 – Beate Klarsfeld ohrfeigt Bundeskanzler Kiesinger
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Berlin * Beate Klarsfeld verschafft sich mit einer Pressekarte Zugang zum CDU-Parteitag in der

Berliner Kongresshalle und ohrfeigt den deutschen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger, der der

NSDAP seit 1933 angehört hatte, wegen seiner Nazi-Vergangenheit.      Beate Klarsfeld wird

noch an demselben Tag zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Die Strafe wird jedoch zur

Bewährung ausgesetzt. „Es war eine symbolische Aktion der jungen Generation, der Nazi-Kinder

gegen die Nazi-Väter“, sagt Beate Klarsfeld.

14. Mai 2019 – Die Schiffsschraube vorm Deutschen Museum wird demontiert

München-Isarvorstadt * Die Schiffsschraube vor dem Kongresssaal des Deutschen Museums

wird demontiert und auf das Außengelände der Flugwerft Schleißheim gebracht.    Die

Schiffsschraube entstand im Jahr 1905, war aber nie in Gebrauch. Sie ist elf Meter lang und hat

einen Durchmesser von 6,85 Meter. Es ist der Propeller eines Schnelldampfers, die von der

Friedrich Krupp AG Essen gegossen worden war. Jeder der drei Flügel wiegt 4.400 Kilogramm.

Insgesamt, samt den Lagerblöcken, wiegt das Monstrum 52.040 Kilo.    Die Verlegung der

Schiffsschraube ist wegen der Sanierung der Ludwigsbrücke notwendig. Sie kommt frühestens in

sechs Jahren (2025) zurück.
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